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Kommission muss KMUs 
besser entlasten 

 
Das in dieser Woche vorge-
stellte Arbeitsprogramm der EU-
Kommission für das Jahr 2017 
will sich auf die großen Fragen 
der EU konzentrieren – und 
nicht mehr auf Topflappen- oder 
Toaster-Regulierung. „Richtig 
so! Als CSU haben wir schon 
lange das Ende der kleinteiligen 
Regulierung gefordert“, kom-
mentiert Markus Ferber. An eini-
gen Stellen sieht Markus Ferber 
jedoch noch dringenden Nach-
holbedarf. „Kleine und mittlere 
Unternehmen brauchen umge-
hend Erleichterungen bei 
Melde- und Dokumentations-
pflichten, nicht erst in 5 Jahren. 
Die Kommission darf die Entbü-
rokratisierung von EU-Geset-
zen nicht auf die lange Bank 
schieben“, so Markus Ferber. 
„Dass die Kommission nur eine 
der 22 Empfehlungen zur Ver-
einfachung in ihrem Arbeitspro-
gramm direkt aufgreift, ist nicht 
zufriedenstellend. Hier muss 
nachgebessert werden“, fordert 
der Sprecher des Parlaments-
kreis Mittelstand. 
 

 
Linke und Rechte wollen 

Stabi-Pakt aufweichen 
 

„Wenn es nach den Rechten 
und Linken ginge, wäre der 
Stabi-Pakt Makulatur und die 
unverantwortliche Haushaltspo-
litik von Portugal, Griechenland 
und Italien Vorbild für Europa“ 
so Markus Ferber. Das Europä-
ische Parlament gab in dieser 
Woche seine Empfehlungen ab 
wo Reformen notwendig sind, 

um die Wettbewerbsfähigkeit 
der Mitgliedstaaten zu stärken. 
Markus Ferber hat für die EVP-
Fraktion die Verhandlungen ge-
führt. „Wir haben bei diesen 
Verhandlungen wieder einmal 
gesehen, zu welchen kreativen 
Allianzen Rechtspopulisten und 
Linkspopulisten fähig sind, 
wenn es darum geht, den Stabi-
litätspakt und die gemeinsame 
Währung anzugreifen“, so Fer-
ber. „Die Rechtspopulisten um 
die UKIP und die Linkspopulis-
ten von der Linken haben mit ih-
ren Änderungsvorschlägen ei-
nen abgestimmten Angriff auf 
die Regeln des Stabi-Pakts ge-
fahren. Es war ein harter Kampf, 
das zu verhindern. Letztlich ist 
der Bericht mit dem Fokus auf 
Strukturreformen, Schaffung ei-
nes investitionsfreundlichen 
Umfelds und verantwortungs-
voller Haushaltspolitik in der 
richtigen Balance.“ 
 

 
Fortsetzung der  

Schengen-Kontrollen richtig! 
 
 

„Solange der Außengrenz-
schutz nicht funktioniert, ist es 
richtig die Binnengrenzen zu 
kontrollieren“, sagt Markus Fer-
ber und begrüßt, dass sich auch 
die Kommission in dieser Wo-
che für eine Verlängerung der 
Grenzkontrollen im eigentlich 
kontrollfreien Schengenraum 
ausgesprochen hat. Eigentlich 
hatte die EU-Kommission die 
Losung ausgegeben, dass sich 
Reisende bis Jahresende wie-
der ohne Kontrollen durch den 
Schengen-Raum bewegen kön-
nen. Davon rückt sie nun ab. 
„Sicherheit geht im Moment 

vor“, betont Ferber. „Wir wollen 
ein grenzenloses Europa, aber 
dafür muss der Außengrenz-
schutz funktionieren. Das ist im 
Moment leider nicht der Fall.“ 
 

 
Gewinnverschiebung  

unterbinden! 
 
Die Europäische Kommission 
hat in Straßburg ein Paket zur 
Reform der Bemessungsgrund-
lage der Körperschaftssteuer 
vorgestellt. „Zwei Jahre Warte-
zeit für den kleinsten gemeinsa-
men Nenner“, so zeigt sich Mar-
kus Ferber enttäuscht. Derzeit 
existieren in Europa eine Reihe 
von unterschiedlichen Metho-
den für die Berechnung. Jeder 
Mitgliedstaat hat andere Ab-
zugsmöglichkeiten und Berech-
nungsgrundlagen. „Viele multi-
nationale Unternehmen nutzen 
dieses Nebeneinander aus, um 
durch geschicktes Verschieben 
von Gewinnen die Steuerlast zu 
minimieren“, so Ferber. „Glei-
che Tätigkeiten in Europa müs-
sen auch steuerlich gleich be-
handelt werden. Gewinnver-
schiebungen dürfen nicht mehr 
möglich sein. Mit diesem Vor-
schlag wird das aber nichts“, 
sagt Markus Ferber voraus. Fer-
ber ruft die Mitgliedstaaten zu 
einer konstruktiven Arbeit am 
Kommissionsvorschlag auf: 
„Die Zeit drängt. Deswegen 
müssen wir schauen, dass wir 
die Schwächen des Kommissi-
onsvorschlags schnell beseiti-
gen. Auf keinen Fall dürfen die 
Mitgliedstaaten den Vorschlag 
wieder sabotieren, wie sie es 
bei den letzten beiden Versu-
chen getan haben.“ 
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